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1. Instanz

Aktenzeichen S 2 V 112/96
Datum 22.11.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 V 2/00
Datum 26.04.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des Beklagten gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Leipzig vom 22.11.1999 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten auch
des Berufungsverfahrens zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Anerkennung weiterer SchÃ¤digungsfolgen nach
dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) und in AbhÃ¤ngigkeit hiervon um die HÃ¶he
der Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der am â�¦ geborene KlÃ¤ger war vom 16.12.1940 an Soldat bei der Deutschen
Wehrmacht. Am 15.03.1945 wurde der KlÃ¤ger bei Danzig durch einen
Granatsplitter am Kopf und Nacken verletzt. Das Gesundheitsamt der Stadt L â�¦
bescheinigte dem KlÃ¤ger am 23.10.1945 einen Zustand nach SchÃ¤digung des
RÃ¼ckenmarkes durch Granatsplitterverletzung im Genick in HÃ¶he des 2. und 3.
Halswirbels, allmÃ¤hlich zurÃ¼ckgehende TeillÃ¤hmung am rechten Arm und Bein,
noch AusfÃ¤lle im Peronaeusgebiet, zum Teil auch im Plexus lumbalis. Auf der
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Grundlage dieser GesundheitsstÃ¶rungen wurde vom Stadtgesundheitsamt am
21.10.1946 eine Erwerbsbehinderung von 50 % festgestellt. Im Rahmen eines 1952
durchgefÃ¼hrten Verfahrens auf Ausstellung eines Schwerbehindertenausweises
wurde beim KlÃ¤ger eine Granatsplitterverletzung im Halsmark, eine traumatische
Epilepsie (ein Anfall 1947) sowie unter anderem ErschÃ¶pfbarkeit,
SchlÃ¤fenschmerz und Schwitzen festgestellt.

Der KlÃ¤ger, der vor dem Krieg den Beruf des Maurers erlernt hatte, absolvierte im
August 1952 erfolgreich die FacharbeiterprÃ¼fung zum Bauzeichner und nach
5-jÃ¤hrigem Studium im MÃ¤rz 1958 das Ingenieurstudium. Seitdem war er als
Bauingenieur tÃ¤tig. 1981 wurde der KlÃ¤ger invalidisiert, nachdem er seit 1977 an
einer Colitis ulcerosa erkrankte. In dem der Invalidisierung zugrunde liegenden
Ã¤rztlichen Gutachten vom 25.03.1981 gab er unter anderem eine "nach wie vor
weinerliche Grundstimmung" an.

Am 11.02.1991 beantragte der KlÃ¤ger bei dem Beklagten die GewÃ¤hrung von
BeschÃ¤digtenversorgung nach dem BVG. Als kriegsbedingte
GesundheitsstÃ¶rungen gab er eine LÃ¤hmung des rechten Armes und Beines
infolge der Kopf- und Nackenverletzung durch Granatsplitter an.

Der Beklagte veranlasste die Begutachtung des KlÃ¤gers durch Dr. F â�¦, Facharzt
fÃ¼r Innere Medizin. Dieser stellte fest, dass die beim KlÃ¤ger vorliegende
FibularislÃ¤hmung rechts mit Wahrscheinlichkeit durch die Splitterverletzung am
rechten Nacken verursacht worden sei und schÃ¤tzte die schÃ¤digungsbedingte
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit mit 50 vom Hundert (v. H.) ein. GestÃ¼tzt hierauf
gewÃ¤hrte der Beklagte dem KlÃ¤ger mit Vorbehaltsbescheid vom 08.04.1992
Rente nach dem BVG entsprechend einer MdE von 50 v. H â�¦

Nachdem der Beklagte Unterlagen des Krankenbuchlagers B â�¦, die
Schwerbehindertenakte des KlÃ¤gers sowie eine Ã¤rztliche Stellungnahme von Dr.
W â�¦ vom VersorgungsÃ¤rztlichen Dienst eingeholt hatte, stellte der Beklagte mit
endgÃ¼ltigem Bescheid vom 04.05.1994 als SchÃ¤digungsfolge eine "LÃ¤hmung
des Wadenbeinnervens rechts" mit einer MdE von 30 v. H. fest und hob den
Vorbehaltsbescheid auf. Die im Antrag angegebene LÃ¤hmung des Armes rechts sei
schon 1945 mit Besserungstendenz beschrieben worden. Eine Behinderung der
rechten Hand und des rechten Armes sei nicht mehr vorhanden. Eine
HÃ¶herbewertung der MdE wegen besonderer beruflicher Betroffenheit nach Â§ 30
Abs. 2 BVG kÃ¶nne nicht erfolgen, da der KlÃ¤ger trotz der SchÃ¤digungsfolgen in
der Lage gewesen sei, einen wirtschaftlich und sozial gleichwertigen Beruf
auszuÃ¼ben. Die Invalidisierung sei wegen versorgungsfremder Leiden erfolgt.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 06.06.1994 Widerspruch ein. Der Beklagte zog
hierauf einen Befundbericht von Dr. habil. H â�¦, Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die, und
von Frau Dr. D â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie, sowie eine
gutachterliche Stellungnahme von Dr. habil. S â�¦, Facharzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie, ein. Nach Auskunft von Dr. habil. H â�¦ leidet der KlÃ¤ger unter einem
Zustand nach Schussverletzung des rechten Beines mit inkompletter
FuÃ�heberlÃ¤hmung, einer HalbseitenlÃ¤hmung rechts und typischen Wernicke-

                             2 / 11

https://dejure.org/gesetze/BVG/30.html
https://dejure.org/gesetze/BVG/30.html


 

Mann Gang und unter einem hirnorganischen Psychosyndrom. Dr. D â�¦ stellte bei
dem KlÃ¤ger eine Hemiparese rechts nach Granatsplitterverletzung und Hirnblutung
1945 sowie eine Depression aufgrund MultimorbiditÃ¤t fest. Dr. habil. S â�¦ fÃ¼hrte
aus, dass wohl doch von einer zentralen HalbseitenteillÃ¤hmung rechts (HWS- und
RÃ¼ckenmarkverletzung) ausgegangen werden mÃ¼sse, die jetzt aber vorwiegend
nur noch das rechte Bein betreffe (TeillÃ¤hmung). Das AusmaÃ� der
nervenÃ¤rztlichen im Dezember 1994 erhobenen Befunde rechtfertige keine
ErhÃ¶hung der MdE. Alle weiteren im nervenÃ¤rztlichen Bericht angegebenen
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen seien Nicht-Schadensfolgen.

Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers mit Schreiben vom 15.05.1996 half der Beklagte
dem Widerspruch des KlÃ¤gers insoweit ab, als er die SchÃ¤digungsfolge wie folgt
neu bezeichnete:

HalbseitenteillÃ¤hmung rechts mit vorwiegendem Betroffensein des rechten Beines
nach Granatsplitterverletzung im oberen HalswirbelsÃ¤ulenbereich.

Im Ã�brigen wies der Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers mit
Widerspruchsbescheid vom 03.07.1996 (abgesandt am 05.07.1996) zurÃ¼ck.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 07.08.1996 Klage beim Sozialgericht Leipzig (SG) mit
dem Ziel erhoben, eine hÃ¶here MdE als 30 v. H. zuzuerkennen.

Das SG hat einen Befundbericht von Dipl.-Med. T â�¦, Praktischer Arzt und
OrthopÃ¤de, beigezogen und Dr. P â�¦ zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen auf
neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet ernannt. Der SachverstÃ¤ndige kam in
seinem Gutachten vom 02.06.1998 zu dem Ergebnis, dass als Folge der
Kriegsverletzung im MÃ¤rz 1945 eine zentrale HalbseitenlÃ¤hmung rechts mit
distaler Betonung Paresegrad im Arm 4 â�� 5, im Bein 3 â�� 4 bestÃ¤tigt werden
mÃ¼sse. Begleitend bestehe als direkte Unfallfolge ein hirnorganisches
Psychosyndrom mit StÃ¶rungen der mnestischen Funktionen sowie der affektiven
SteuerungsfÃ¤higkeit. Die MdE fÃ¼r die Folgen der Granatsplitterverletzung sei mit
60 v. H. zu beziffern. Auf das Gutachten im Ã�brigen (Bl. 41 bis 43 SG-Akte) wird
Bezug genommen.

Der Beklagte ist den sachverstÃ¤ndigen Feststellungen entgegengetreten und hat
insbesondere vorgetragen, dass nach dem neurologischen Befund von Frau Dr. D
â�¦ Zweifel anzumelden seien, ob das hirnorganische Psychosyndrom
ausschlieÃ�lich als SchÃ¤digungsfolge angesehen werden kÃ¶nne. Hier spiele doch
sicher die MultimorbiditÃ¤t (des KlÃ¤gers) eine wesentliche Rolle. Hierzu werde auf
das InvaliditÃ¤tsgutachten von 1981 verwiesen. Der SachverstÃ¤ndige hat hierzu
mit Schreiben vom 09.10.1998 Stellung genommen. Er ist der Ansicht, dass das
beschriebene hirnorganische Psychosyndrom nach CT-Befunden primÃ¤r durch den
groÃ�en Hirnparenchymdefekt bedingt sei. Auch altersbedingte VerÃ¤nderungen
spielten eine Rolle, welche jedoch als sekundÃ¤r zu betrachten seien.

Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger hierauf ein Vergleichsangebot unterbreitet, wonach
mit Wirkung ab 01.01.1991 als weitere SchÃ¤digungsfolge "KoordinationsstÃ¶rung"
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anerkannt werde und rÃ¼ckwirkend ab 01.01.1991 eine BeschÃ¤digtenversorgung
nach einem Gesamt-Grad der MdE um 40 v. H â�¦ Die Beteiligten seien sich einig,
dass mit der Annahme dieses Vorschlags der Rechtsstreit in vollem Umfang erledigt
sei. Im Ã�brigen hat der Beklagte vorgetragen, dass man angesichts des
Berufswegs des KlÃ¤gers keine hirnorganische LeistungsbeeintrÃ¤chtigung
annehmen kÃ¶nne. Der derzeitige psychische Zustand des KlÃ¤gers kÃ¶nne nicht
auf die Kriegsverletzung zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden. Es liege keinerlei
BrÃ¼ckensymptomatik vor. 1952 sei lediglich eine ErschÃ¶pfbarkeit beschrieben
worden, die sich in den Folgejahren jedoch offensichtlich zurÃ¼ckgebildet habe.
FÃ¼r eine Hirnleistungsminderung ergebe sich rÃ¼ckblickend bis Anfang der 90iger
Jahre kein Anhalt, die psychische LabilitÃ¤t und depressive Verstimmheit sei eher
mit der seit Ã¼ber 20 Jahren bestehenden Colitis ulcerosa in Zusammenhang zu
bringen. Eine Verbindung mit der Kriegsverletzung sei aus versorgungsÃ¤rztlicher
Sicht nicht herstellbar. Schon gar nicht kÃ¶nne die Verschlechterung des Zustandes
seit 1994 auf die Hirnverletzung zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden. Der KlÃ¤ger hat mit
Schreiben vom 08.03.1999 durch seine ProzessbevollmÃ¤chtigten erklÃ¤rt, dass
das Vergleichsangebot "angenommen" werde. In Bezug auf die HÃ¶he der MdE
bleibe es beim Klagebegehren, eine Gesamt-MdE 60 v. H. festzustellen. Mit einer
Entscheidung durch Gerichtsbescheid bestehe EinverstÃ¤ndnis.

Nach AnhÃ¶rung des Beklagten hat das SG mit Gerichtsbescheid vom 22.11.1999
den Bescheid vom 04.05.1994 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
03.07.1996 dahingehend abgeÃ¤ndert, dass als weitere SchÃ¤digungsfolgen
"KoordinationsstÃ¶rung" und "Hirnorganisches Psychosyndrom mit StÃ¶rung der
mnestischen Funktionen sowie der affektiven SteuerungsfÃ¤higkeit" anerkannt
werde, und den Beklagten verurteilt, an den KlÃ¤ger rÃ¼ckwirkend ab 01.01.1991
eine Rente nach dem BVG auf der Basis einer schÃ¤digungsbedingten MdE von 60
v. H. unter Anrechnung der bereits erbrachten Leistungen zu zahlen. Das SG
stÃ¼tzt sich auf die AusfÃ¼hrungen des gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen.
Danach sei das hirnorganische Psychosyndrom mit Folgeerscheinung als
SchÃ¤digungsfolge anzuerkennen. Der vorgeschlagene Grad der MdE von 60 v. H.
sei zwar relativ hoch, aber mit den Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht nach dem
Schwerbehindertengesetz 1996 in Einklang zu bringen.

Gegen den ihm am 29.12.1999 zugestellten Gerichtsbescheid richtet sich die am
25.01.2000 eingelegte Berufung des Beklagten. Der Beklagte weist nochmals
darauf hin, dass der derzeitige psychische Gesundheitszustand des KlÃ¤gers nicht
auf die Kriegsverletzung zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kÃ¶nne. Im Hinblick auf das
angenommene hirnorganische Psychosyndrom seien Psychosen aus den knappen
Angaben des SachverstÃ¤ndigen nicht ersichtlich, denn MerkstÃ¶rungen und
AffektlabilitÃ¤t seien typische Zeichen, wie sie bei Ã¤lteren Menschen regelhaft
auftrÃ¤ten. Gehe man davon aus, dass eine HirnschÃ¤digung vorliege, kÃ¶nne aus
versorgungsÃ¤rztlicher Sicht auch unterstellt werden, dass dann ab diesem
Zeitpunkt die entsprechenden Symptome auch nachweisbar seien, ganz im
Gegensatz zu den Erscheinungen, die sich im Laufe einer zunehmenden
Arteriosklerose entwickelten. Dass dann Symptome nahezu 40 Jahre spÃ¤ter
erstmals verstÃ¤rkt auftreten sollen, sprenge im Wesentlichen das medizinische
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VorstellungsvermÃ¶gen. Lediglich die mit Vergleich vom 29.01.1999 angebotene
Erweiterung der SchÃ¤digungsfolgen durch die Anerkennung einer
"KoordinationsstÃ¶rung", welche zur ErhÃ¶hung der Gesamt-MdE auf 40 v. H.
fÃ¼hre, werde als gerechtfertigt betrachtet, da diese auf die bereits anerkannte
SchÃ¤digungsfolge zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei.

Der Beklagte hat mit AusfÃ¼hrungsbescheid vom 08.02.2000 eine MdE von 40 v. H.
und die weitere SchÃ¤digungsfolge "KoordinationsstÃ¶rung" ab 01.01.1991
anerkannt.

Der Beklagte beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Leipzig vom 22.11.1999 abzuÃ¤ndern und
soweit aufzuheben, als danach als weitere SchÃ¤digungsfolge "Hirnorganisches
Psychosyndrom mit StÃ¶rung der mnestischen Funktionen sowie der affektiven
SteuerungsfÃ¤higkeit" anerkannt und der Beklagte zur GewÃ¤hrung einer
BeschÃ¤digtenversorgung nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit von 60 v. H.
verurteilt wurde, und insoweit die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat Beweis erhoben und ein Gutachten auf neurologisch-psychiatrischem
Fachgebiet durch Dr. A â�¦ eingeholt. Der SachverstÃ¤ndige kommt auf der
Grundlage der von ihm erhobenen Befunde zusammenfassend zu dem Ergebnis,
dass das hirnorganische Psychosyndrom Folge der Granatsplitterverletzung sei. Auf
das Gutachten im Ã�brigen (Bl. 63-71 LSG-Akte) wird Bezug genommen.

Der Beklagte hat zu dem Gutachten von Dr. A â�¦ Stellung genommen und erneut
auf den fehlenden zeitlichen Zusammenhang zum schÃ¤digenden Ereignis
hingewiesen. VÃ¶llig unklar sei die Auffassung des SachverstÃ¤ndigen, dass
verletzungsbedingt ein hirndiffuses Psychosyndrom neben einem hirnlokalen
vorliegen solle. Der SachverstÃ¤ndige hat dem entgegnet, dass eine messbare
Ursache neben dem physiologischen Alterungsprozess auch in dem
posttraumatischen Hirnsubstanzdefekt zu sehen sei, was das AusmaÃ� des
Psychosyndroms hinreichend erklÃ¤re. Neben den Zeichen eines hirndiffusen
Psychosyndroms mit KonzentrationsstÃ¶rungen, MerkfÃ¤higkeitsverlust mit rascher
ErmÃ¼dbarkeit liege bei dem Betroffenen auch ein hirnlokales Psychosyndrom vor,
dass gekennzeichnet sei durch StÃ¶rungen der Stimmung, des Antriebes und der
Affekte. Auch hier sie die KausalitÃ¤t vorhanden.

Auf den weiteren Vortrag des Beklagten hat der SachverstÃ¤ndige ergÃ¤nzend
ausgefÃ¼hrt, dass die beim KlÃ¤ger vorhandenen psychischen EinbuÃ�en und
Beschwerden nicht durch altersbedingte cerebrale DurchblutungsstÃ¶rungen
hinreichend erklÃ¤rbar seien. Ein derartiger Hirnsubstanzdefekt hinterlasse
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vielmehr lebensbegleitend eine cerebrale VulnerabilitÃ¤t und Irritierbarkeit, wobei
die altersphysiologischen DurchblutungsstÃ¶rungen bestenfalls einen zusÃ¤tzlichen
pathogenen Faktor darstellten und keinesfalls das AusmaÃ� erklÃ¤ren kÃ¶nnten.

Wegen der weiteren Einzelheiten zum Sach- und Streitstand wird auf die
Gerichtsakten aus beiden RechtszÃ¼gen, die Verwaltungsakte und die
Schwerbehindertenakte des Beklagten Bezug genommen, die Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des Beklagten ist zulÃ¤ssig (Â§Â§
105 Abs. 2 Satz 1, 143, 151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), erweist sich in der
Sache jedoch als unbegrÃ¼ndet. Mit Recht hat das SG die angefochtenen
Bescheide abgeÃ¤ndert und als weitere SchÃ¤digungsfolge neben der
"KoordinationsstÃ¶rung" ein "hirnorganisches Psychosyndrom mit StÃ¶rungen der
mnestischen Funktionen sowie der affektiven SteuerungsfÃ¤higkeit" "anerkannt"
und den Beklagten verurteilt, dem KlÃ¤ger eine BeschÃ¤digtenversorgung nach
einer MdE von 60 v. H. ab 01.01.1991 unter Anrechnung der bereits erbrachten
Leistungen zu gewÃ¤hren. Die angefochtenen Bescheide sind insoweit rechtswidrig
und verletzen den KlÃ¤ger in seinen Rechten (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG). Der
KlÃ¤ger hat Anspruch auf Feststellung der oben genannten GesundheitsstÃ¶rungen
als weitere SchÃ¤digungsfolgen und GewÃ¤hrung einer BeschÃ¤digtenversorgung
nach einer MdE von 60 v. H. und nicht, wie der Beklagte meint, nach einer MdE von
nur 40 v. H â�¦

Das SG hat zu Recht in der Sache entschieden. Die RechtshÃ¤ngigkeit der
Streitsache endete nicht durch die erklÃ¤rte "Vergleichsannahme" des
Vergleichsangebots des Beklagten. Zwar sah Ziff. III des Vergleichsangebotes des
Beklagten vor, dass die Beteiligten sich einig sind, dass mit der Annahme dieses
Vergleichsvorschlages der Rechtsstreit in vollem Umfange erledigt ist. Auch im
sozialgerichtlichen Verfahren endet der Rechtsstreit bei einer derartigen
Ã¼bereinstimmenden ErledigterklÃ¤rung in der Hauptsache gem. Â§ 91 a Abs. 1
Satz 1 Zivilprozessordnung â�� ZPO â�� i. V. m. Â§ 202 SGG. Entgegen dem
Wortlaut, er nehme das Vergleichsangebot an, war die ErklÃ¤rung des KlÃ¤gers
aber nicht auf die vollstÃ¤ndige Annahme des Vergleichsangebots des Beklagten
und damit auch nicht auf die Beendigung des Rechtsstreits gerichtet. Vielmehr hat
der KlÃ¤ger darÃ¼ber hinaus ausdrÃ¼cklich vorgetragen, dass es im Hinblick auf
die HÃ¶he der MdE beim Klagebegehren, eine Gesamt-MdE 60 v. H. festzustellen,
bleibe. In Anwendung der zivilrechtlichen Regeln Ã¼ber die Auslegung von
WillenserklÃ¤rungen kann die ErklÃ¤rung des KlÃ¤gers ausgehend vom objektiven
EmpfÃ¤ngerhorizont daher nur dahingehend verstanden werden, dass er lediglich
mit der Anerkennung der weiteren SchÃ¤digungsfolge "KoordinationsstÃ¶rung"
durch den Beklagten, nicht aber im Ã�brigen, einverstanden war.

Die vom SG getroffene Entscheidung ist, soweit sie von dem Beklagten angefochten
wurde, nicht zu beanstanden. Das SG hat das beim KlÃ¤ger bestehende
hirnorganische Psychosyndrom zutreffend als weitere SchÃ¤digungsfolge
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festgestellt.

GemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1 BVG erhÃ¤lt derjenige, der durch eine militÃ¤rische oder
militÃ¤rÃ¤hnliche Dienstverrichtung oder einen Unfall wÃ¤hrend der AusÃ¼bung
des militÃ¤rischen oder militÃ¤rÃ¤hnlichen Dienstes oder durch die diesen Dienst
eigentÃ¼mlichen VerhÃ¤ltnisse eine gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat, auf
Antrag wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen der SchÃ¤digung
Versorgung. Das schÃ¤digende Ereignis, die gesundheitliche SchÃ¤digung
(PrimÃ¤rschaden) sowie die daraus nunmehr resultierenden SchÃ¤digungsfolgen
mÃ¼ssen im Sinne des Strengbeweises nachgewiesen sein. DemgegenÃ¼ber
genÃ¼gt es, wenn die SchÃ¤digung mit Wahrscheinlichkeit auf das schÃ¤digende
Ereignis und die GesundheitsstÃ¶rung wiederum mit Wahrscheinlichkeit auf die
SchÃ¤digung (Â§ 1 Abs. 3 BVG) zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Wahrscheinlichkeit liegt vor,
wenn unter BerÃ¼cksichtigung der herrschenden medizinisch-wissenschaftlichen
Lehrmeinung mehr fÃ¼r als gegen einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang spricht. Die
bloÃ�e MÃ¶glichkeit des Bestehens eines Ursachenzusammenhanges neben
anderen, einen solchen Zusammenhang ausschlieÃ�enden MÃ¶glichkeiten genÃ¼gt
nicht. Erforderlich ist zwar nicht der Vollbeweis im Sinne einer zur Ã�berzeugung
des Gerichts feststehenden Gewissheit der KausalitÃ¤t; umgekehrt mÃ¼ssen nach
dem festgestellten Sachverhalt aber jedenfalls mehr Anhaltspunkte fÃ¼r als gegen
den Ursachenzusammenhang sprechen.

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser Vorgaben hat der KlÃ¤ger Anspruch auf
Zuerkennung eines "hirnorganischen Psychosyndroms" als weitere
SchÃ¤digungsfolge nach dem BVG. Dies steht nach dem Ergebnis der
durchgefÃ¼hrten Beweisaufnahme zur Ã�berzeugung des Senats fest.

Der Senat hat keinen Zweifel daran, dass der KlÃ¤ger unter einem hirnorganischen
Psychosyndrom leidet. Diese Diagnose wurde erstmals durch den behandelnden
Arzt Dr. habil. H â�¦ gestellt und durch die gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen
bestÃ¤tigt. Soweit der Beklagte Bedenken im Hinblick auf die von dem
SachverstÃ¤ndigen Dr. P â�¦ gestellte Diagnose Ã¤uÃ�erte, da es sich bei einem
hirnorganischen Psychosyndrom um kÃ¶rperlich begrÃ¼ndbare Psychosen handele,
solche aber aus den Angaben von Dr. P â�¦ nicht ersichtlich seien, werden diese
durch die sachverstÃ¤ndigen Feststellungen ausgerÃ¤umt. Der SachverstÃ¤ndige
Dr. A â�¦ erkannte Zeichen eines hirnorganischen Psychosyndroms in erheblicher
AusprÃ¤gung. Neben hirndifussen StÃ¶rungsmustern, wie StÃ¶rungen der
KonzentrationsfÃ¤higkeit, der MerkfÃ¤higkeit, der Ausdauerleistung, rascher
ErmÃ¼dbarkeit und schneller ErschÃ¶pfbarkeit stellte er ein hirnlokales
Psychosyndrom in Form einer ausgeprÃ¤gten AffektlabilitÃ¤t bis zur
Affektinkontinenz fest. Dies steht in Ã�bereinstimmung mit den von ihm erhobenen
Befunden. Die vom SachverstÃ¤ndigen gestellte Diagnose ist daher fÃ¼r den Senat
nachvollziehbar und schlÃ¼ssig.

Das bestehende hirnorganische Psychosyndrom ist ursÃ¤chlich durch die
Granatsplitterverletzung am Kopf des KlÃ¤gers hervorgerufen worden, die er als
Soldat im 2. Weltkrieg erlitten hatte. Die Granatsplitterverletzung nicht nur im
Bereich des Nackens sondern auch im Bereich des Kopfes des KlÃ¤gers ist durch die
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Bescheinigung des Krankenbuchlagers Berlin sowie durch das anlÃ¤sslich der durch
Dr. P â�¦ vorgenommenen Begutachtung erfolgte SchÃ¤del-CT nachgewiesen.
Dieses zeigt einen ca. 3 x 3 x 4 cm groÃ�en posttraumatischen Hirnsubstanzdefekt
parieto-occipital links und zahlreiche Metallsplitter in dieser Region sowie in
Beziehung zum Septum pellucidum bzw. zum Ventrikelvorderhorn links und weitere
kleinere metalldichte Fragmente in der Subkotis.

Das hirnorganische Psychosyndrom ist mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf
diese Hirnverletzung zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Dies steht zur Ã�berzeugung des Senats
aufgrund der Gutachten der gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen fest. Die
gutachterliche Feststellung von Dr. P â�¦, dass das hirnorganische Psychosyndrom
nach den CT-Befunden primÃ¤r durch den groÃ�en Hirnparenchymdefekt bedingt
sei, die Grundlage der Entscheidung des SG war, wird durch den vom Senat
bestellten SachverstÃ¤ndigen in vollem Umfang bestÃ¤tigt. Dieser kommt zu dem
Ergebnis, dass altersbedingte cerebrale DurchblutungsstÃ¶rungen in Form der beim
KlÃ¤ger vorliegenden cerebrovaskulÃ¤ren Insuffizienz entgegen der Auffassung des
Beklagten nicht primÃ¤r ursÃ¤chlich fÃ¼r das hirnorganische Psychosyndrom sind.
Nach den Feststellungen von Dr. A â�¦ sind die beim KlÃ¤ger vorhandenen
psychischen EinbuÃ�en und Beschwerden, die in Form eines hirndiffusen
Psychosyndroms mit KonzentrationsstÃ¶rungen, MerkfÃ¤higkeitsverlust und rascher
ErmÃ¼dbarkeit sowie eines hirnlokalen Syndroms mit StÃ¶rungen der Stimmung,
des Antriebes und der Affekte bestehen, durch altersbedingte cerebrale
DurchblutungsstÃ¶rungen gerade nicht hinreichend erklÃ¤rbar. Ein derartiger
Hirnleistungsdefekt hinterlasse vielmehr lebensbegleitend eine cerebrale
VulnerabilitÃ¤t und Irritierbarkeit, wobei die altersphysilogischen
DurchblutungsstÃ¶rungen bestenfalls ein zusÃ¤tzlicher pathogener Faktor
darstellten und keinesfalls das AusmaÃ� erklÃ¤ren kÃ¶nnten. Die vorhandenen
hirnlokalen AuffÃ¤lligkeiten seien mit Sicherheit als Folge der Hirnverletzung zu
interpretieren. Auch die vom KlÃ¤ger absolvierte Berufsausbildung spreche nicht
gegen die KausalitÃ¤t. Bei dem Fernstudium habe es sich um eine MaÃ�nahme
gehandelt, die bereits einige Jahrzehnte zurÃ¼ckgelegen habe und seien die
damaligen Anforderungen keinesfalls mit den heutigen zu vergleichen. DarÃ¼ber
hinaus sei zu bemerken, dass ein derartiges Psychosyndrom keine unmittelbaren
Folgen auf die intellektuelle LeistungsfÃ¤higkeit habe, sondern lediglich auf das so
genannte intellektuelle Vorfeld. Mit entsprechender Willensanstrengung sei es dem
Betroffenen offenbar gelungen, den Anforderungen der damaligen Ausbildung
gerecht zu werden.

Der Senat schlieÃ�t sich den gutachterlichen AusfÃ¼hrungen des
SachverstÃ¤ndigen Dr. A â�¦ an. Der Senat hat das Gutachten und die
ergÃ¤nzenden Stellungnahmen in der Erhebung der Befunde, in der wÃ¼rdigenden
Bewertung der Vorgeschichte und der bereits erhobenen Befunde und in der
Beantwortung der Fragen der Beweisanordnung des Gerichts fÃ¼r sorgfÃ¤ltig und
sachkundig erstellt und somit fÃ¼r Ã¼berzeugend befunden. Der Senat hat dabei
die EinwÃ¤nde des VersorgungsÃ¤rztlichen Dienstes des Beklagten
berÃ¼cksichtigt, denen Dr. A â�¦ fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssig und nachvollziehbar
entgegengetreten ist. In AbwÃ¤gung der widerstreitenden medizinischen Positionen
ist der Senat jedoch nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens
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gewonnenen Ã�berzeugung (Â§Â§ 153 Abs. 1, 128 Abs. 1 SGG) der Ansicht, dass
mehr fÃ¼r den von dem medizinischen SachverstÃ¤ndigen angenommenen
Kausalzusammenhang spricht als gegen ihn. Soweit der VersorgungsÃ¤rztliche
Dienst des Beklagten der Auffassung ist, dass es an Nachweisen fehle, dass die
psychischen StÃ¶rungen bereits unmittelbar im zeitlichen Zusammenhang mit der
SchÃ¤digung bestanden hÃ¤tten, ist dem entgegenzuhalten, dass beim KlÃ¤ger
bereits im August 1952 ErschÃ¶pfbarkeit, ein SchlÃ¤fenschmerz und Schwitzen
festgestellt worden ist. Hierbei handelt es sich aber gerade um hirnorganische
allgemeine Symptome im Sinne der Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetz 1996 â�� AHP â�� (AHP Ziff. 26.3 [S. 53]). Soweit der
Beklagte insoweit vortrÃ¤gt, dass sich die 1952 beschriebene ErschÃ¶pfbarkeit in
den Folgejahren offensichtlich zurÃ¼ckgebildet habe, lÃ¤sst sich dies weder anhand
der vorliegenden medizinischen Unterlagen noch anhand des beruflichen
Werdegangs des KlÃ¤gers mit Sicherheit feststellen. Im Hinblick auf den beruflichen
Werdegang des KlÃ¤gers hat Dr. A â�¦, wie bereits dargelegt, gerade festgestellt,
dass dieser nicht gegen die UrsÃ¤chlichkeit der Hirnverletzung fÃ¼r das
hirnorganische Psychosyndrom spreche. Soweit der Beklagte vortrÃ¤gt, dass aus
dem InvaliditÃ¤tsgutachten aus dem Jahre 1981 kein Hinweis auf ein
hirnorganisches Psychosyndrom hervorgehe, steht dem entgegen, dass in diesem
eine "nach wie vor weinerliche Grundstimmung" beschrieben ist.

SchlieÃ�lich sind weder die nervenÃ¤rztliche Stellungnahme von Dr. S â�¦ noch die
von Dr. D â�¦ erhobenen Befunde geeignet, die von den gerichtlich bestellten
SachverstÃ¤ndigen festgestellte UrsÃ¤chlichkeit zu widerlegen. Denn das AusmaÃ�
der hirnorganischen SchÃ¤digung durch die Granatsplitterverletzung war diesen
nicht bekannt. Diese wurde vielmehr erstmals anlÃ¤sslich der Begutachtung durch
Dr. P â�¦ festgestellt.

Unter BerÃ¼cksichtigung der weiteren SchÃ¤digungsfolge "hirnorganisches
Psychosyndrom mit StÃ¶rung der mnestischen Funktionen sowie der affektiven
SteuerungsfÃ¤higkeit" hat der KlÃ¤ger Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer
BeschÃ¤digtenversorgung nach einer MdE von 60 v. H â�¦ Auch dies hat das SG
zutreffend festgestellt.

GemÃ¤Ã� Â§ 31 Abs. 1 und 2 BVG erhalten BeschÃ¤digte eine monatliche
Grundrente, wenn sie in ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit durch die SchÃ¤digungsfolgen
mindestens um 25 v. H. gemindert sind; im Ã�brigen bestimmt sich die HÃ¶he der
BeschÃ¤digtenversorgung nach der festgestellten MdE. Die MdE ist nach der
kÃ¶rperlichen und geistigen BeeintrÃ¤chtigung im allgemeinen Erwerbsleben zu
beurteilen. Dabei sind seelische Begleiterscheinungen und Schmerzen zu
berÃ¼cksichtigen. Es kommt im Ganzen darauf an, um wie viel die BefÃ¤higung zu
einer Ã¼blichen, auf Erwerb gerichteten Arbeit und deren Ausnutzung im
wirtschaftlichen Leben durch die als Folge in einer SchÃ¤digung anerkannten
GesundheitsstÃ¶rung beeintrÃ¤chtigt ist (Â§ 30 Abs. 1 BVG).

Grundlage fÃ¼r die Feststellung, in welcher HÃ¶he eine MdE fÃ¼r eine
SchÃ¤digungsfolge vorliegt, bilden die AHP, die zuletzt im Jahre 1996 vom
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Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales herausgegeben worden sind (st. Rspr.
vgl. u.a. BSG, Urteil vom 18.12.1996 â�� Az.: 9 RV 17/95). Die AHP stellen eine der
Entscheidungsfindung dienende Grundlage der medizinischen Wissenschaften zur
Bemessung sowohl des Umfanges als auch der Schwere einer BeeintrÃ¤chtigung
dar. Denn in ihnen ist der medizinische Kenntnisstand fÃ¼r die Beurteilung von
Behinderungen jeweils aktualisiert wiedergegeben. Sie ermÃ¶glichen auf diese
Weise eine nachvollziehbare, dem medizinischen Kenntnisstand entsprechende
Rechtsprechung sowohl hinsichtlich des Umfanges als auch der Schwere der
BeeintrÃ¤chtigungen, die dem Gleichheitsgrundsatz genÃ¼gt.

Der Begriff der MdE umfasst indes nicht einen medizinischen, sondern einen
rechtlichen Begriff, so dass eine Festlegung nicht Aufgabe von SachverstÃ¤ndigen
ist. Diese beruht auch nicht auf medizinischen Erfahrungen, sondern auf einer
rechtlichen Bewertung von Tatsachen, die jedoch mit Hilfe von medizinischen
SachverstÃ¤ndigen festzustellen sind. Bei der erforderlichen rechtlichen
Schlussfolgerung bilden zwar die Auffassungen der SachverstÃ¤ndigen wertvolle
Fingerzeige; doch ist stets zu beachten, dass es sich dabei nicht mehr um die
ErÃ¶rterung medizinischer, sondern um eine solche rechtlicher Begriffe handelt,
welche im Streitfall den Gerichten obliegt (vgl. BSG, Urteil vom 29.08.1990 â�� 9
a/9 RVs 7/89 = SozR 3-3870 Â§ 4 SchwbG Nr. 1 S. 1, 5, 6).

Die gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen haben eine Einzel-MdE hinsichtlich des
vorliegenden hirnorganischen Psychosyndroms nicht angegeben, vielmehr die MdE
auch unter BerÃ¼cksichtigung der Hemiparese mit 60 v. H. eingeschÃ¤tzt, wobei es
sich dabei um eine "eigenstÃ¤ndige" FunktionsstÃ¶rung handelt. Die AHP sehen bei
leichten (im Alltag sich gering auswirkend) HirnschÃ¤den mit psychischen
StÃ¶rungen einen MdE-Grad von 30 bis 40, bei mittelgradigen (im Alltag sich
deutlich auswirkend) einen MdE-Grad von 50 bis 60 und bei schweren einen MdE-
Grad von 70 bis 100 vor (vgl. AHP Ziff. 26.3 [S. 53]). Der Senat lÃ¤sst angesichts
der Tatsache, dass keine hÃ¶here Gesamt-MdE als 60 in Streit steht, offen, ob das
hirnorganische Psychosyndrom des KlÃ¤gers leichter oder mittelgradiger Art ist.
Angesichts der Feststellungen von Dr. A â�¦, dass beim KlÃ¤ger infolge des
hirnorganischen Syndroms eine erhebliche HirnleistungsschwÃ¤che und eine
WesensverÃ¤nderung vorliegt, ist nach Auffassung des Senats zumindest von
einem Teil-MdE fÃ¼r das hirnorganische Psychosyndrom von 40 v. H. auszugehen.
Dabei hat der Senat berÃ¼cksichtigt, dass fÃ¼r das Psychosyndrom auch die beim
KlÃ¤ger bestehende cerebrovaskulÃ¤re Insuffiziens als Nicht-SchÃ¤digungsfolge
verantwortlich ist. Deren Bedeutung hierfÃ¼r ist aber nach den Feststellungen von
Dr. A â�¦ gerade nur sekundÃ¤rer Natur.

Unter BerÃ¼cksichtigung der vom Beklagten als SchÃ¤digungsfolgen anerkannten
HalbseitenteillÃ¤hmung rechts und der KoordinationsstÃ¶rung, deren Bewertung
mit einem MdE-Grad von 40 v. H. entsprechend Ziff. 26.3, S. 54 der AHP korrekt
vorgenommen wurde, hÃ¤lt der Senat eine Gesamt-MdE von 60 v. H. fÃ¼r
zutreffend und im Einklang stehend mit den AHP.

Bei der Ermittlung der Gesamt-MdE durch alle FunktionsstÃ¶rungen zusammen
dÃ¼rfen nach Ziff. 19 Abs. 1 der AHP die einzelnen Teil-MdE-Werte nicht einfach
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addiert werden. MaÃ�gebend sind die Auswirkungen der einzelnen
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen zueinander. Bei der Bildung der Gesamt-MdE ist zu
beachten, wie weit die Auswirkungen der einzelnen Behinderungen von einander
unabhÃ¤ngig sind und damit ganz verschiedene Bereiche des tÃ¤glichen Lebens
betreffen, ob sich eine Behinderung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,
wie weit sich die Auswirkungen der Behinderung Ã¼berschneiden oder ob das
AusmaÃ� einer Behinderung durch eine hinzutretende GesundheitsstÃ¶rung nicht
verstÃ¤rkt wird (vgl. AHP Ziff. 19 Abs. 3 [S. 34]). Bei der Beurteilung der Gesamt-
MdE ist in der Regel von der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung auszugehen, die den
hÃ¶chsten Einzel-MdE bedingt und dann im Hinblick auf alle weiteren
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch das
AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob also wegen der weiteren
FunktionsstÃ¶rungen dem ersten MdE-Wert 10, 20 oder mehr Punkte
hinzuzufÃ¼gen sind, um dem AusmaÃ� der Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit
gerecht zu werden. Eine rein rechnerische Ermittlung der MdE ist indes nicht
zulÃ¤ssig.

Die beim KlÃ¤ger festgestellten SchÃ¤digungsfolgen betreffen, soweit sie einerseits
in Form der HalbseitenlÃ¤hmung und KoordinationsstÃ¶rung und andererseits in
Form des hirnorganischen Psychosyndroms bestehen, verschiedene
Lebensbereiche. Zum einen wird die FortbewegungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers und die
FÃ¤higkeit zu kÃ¶rperlichen Arbeiten beeintrÃ¤chtigt, zum anderen die geistige
LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers sowie dessen seelische Verfassung. Aufgrund
dessen mÃ¼ssen alle festgestellten SchÃ¤digungsfolgen bei der Bildung der
Gesamt-MdE berÃ¼cksichtigt werden, wobei die Obergrenze die Summe der Einzel-
MdE-Werte. Der von den gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen eingeschÃ¤tzte
Gesamt-MdE von 60 v. H. war daher zu folgen.

Die Rente i. H. einer MdE um 60 v. H. ist ab 01.01.1991 unter Anrechnung der
bereits an den KlÃ¤ger geleisteten Zahlungen zu leisten (Â§ 84 h Satz 1 BVG).

Nach alledem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 16.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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